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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Rezzo Schlauch, Volker Beck (Köln), Gerald Hafner, Oswald 
Metzger und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1997 
- Drucksachen 13/5200 Anlage, 13/5836, 13/6006, 13/6025, 13/6026, 13/6027- 


hier: Einzelplan 06 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kapitel 06 02 - Allgemeine Bewilligungen - wird ein neuer Ti- 
tel - Bundesstiftung Entschädigung für NS-Unrecht - mit einem 
Mittelansatz von lOOOOOTDM und Verpflichtungsermächtigun- 
gen für 1998 in Höhe von 100 000 TDM und für 1999 in Höhe von 
100000 TDM eingestellt. 

Bonn, den 4. November 1996 

Rezzo Schlauch 
Volker Beck (Köln) 

Gerald Hafner 
Oswald Metzger 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Fünfzig Jahre nach dem Ende der nationalsozialistischen Diktatur 
sind viele Menschen, die Opfer des NS-Regimes wurden, bislang 
weder als Verfolgte anerkannt noch hinreichend entschädigt wor- 
den. Ganzen Opfergruppen wurde die Anerkennung als Verfolg- 
te im Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes versagt, z. B. den 
Zwangssterilisierten, „Euthanasie "-Geschädigten, Schwulen, so- 
genannten „Asozialen", Kommunistinnen und Kommunisten, de- 
nen Entschädigung durch § 6 des Bundesentschädigungsgesetzes 
verweigert wurde, Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern, 
Deserteuren und anderen Opfern der NS-Müitärjustiz sowie vie- 
len Sinti und Roma. 
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Viele an sich nach dem Bundesentschädigungsgesetz anerkannte 
Verfolgte haben nur unzureichende Entschädigungsleistungen er- 
halten. Sie teilen das Schicksal von vielen der „vergessenen Op- 
fer", ihren Lebensabend in Armut und Krankheit verbringen zu 
müssen. Gesundheithche Spätschäden der Verfolgung sowohl 
physischer als auch psychischer Natur zeigen sich häufig erst im 
hohen Lebensalter, ohne daß die Entschädigungsregelungen die- 
sem Umstand ausreichend Beachtung schenken. Viele Verfolgte 
haben durch die Verfolgung Schäden in der Altersversorgung er- 
litten, die häufig nur unzureichend ausgeglichen werden. 

In den letzten Jahren wurde eine Reihe von Härteregelungen des 
Bundes eingerichtet. Auch diese Regelungen haben sich als un- 
zureichend erwiesen und grenzen zudem weiterhin eine Reihe von 
Verfolgten aus. 

Die Bundesstiftung soll sicherstellen, daß die überlebenden Ver- 
folgten des NS-Regimes ihren Lebensabend in Würde und ohne 
materielle Not verbringen können. Die Leistungen sollten sich an 
dem Berliner „Gesetz über die Anerkennung und Versorgung der 
politisch, rassisch oder religiös Verfolgten des Nationalsozialismus 
(PrVG)" orientieren. 
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